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Bezug:  

a) Verordnung über die Durchlässigkeit sowie über Versetzungen und Überweisungen an den allgemein bildenden Schulen 

(Durchlässigkeits- und Versetzungsverordnung) v. 19.6.1995 (Nds. GVBl. S. 184 und 440; SVBl. S. 182 und 330), zuletzt geändert durch 
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- Auszug - 
 
 

 
4.  Organisation von Lernprozessen 
 
4.1  Die Förderung der individuellen Begabungen, Fähigkeiten und Neigungen sowie die 
unterschiedlichen Lernsituationen und Lernfortschritte der Schülerinnen und Schüler 
erfordern einen angemessenen Einsatz vielfältiger Unterrichtsverfahren und -formen. Aus 
den in Nr. 2 angegebenen Zielen ergibt sich die Notwendigkeit, Unterrichtsverfahren und -
formen zu bevorzugen, die problembezogenes Denken anregen, geistige Aktivität 
herausfordern, selbstständiges Lernen fördern sowie zu der Fähigkeit führen, mit anderen 
zusammenzuarbeiten. Projektorientiertes Lernen und projektorientierte Arbeitsweisen sind 
besonders gekennzeichnet durch fachübergreifende und fächerverbindende Fragestellungen 
und Methoden und lassen es zu, dass sich die Schule außerschulischen Lernorten öffnet. 
 
4.2  Übungs- und Wiederholungsphasen sowie unterrichtsimmanente Formen der 
Ergebnissicherung dienen der Festigung und Vertiefung des Gelernten. Hausaufgaben sind 
hierzu eine notwendige Ergänzung und sollen darüber hinaus anregen, sich mit dem im 
Unterricht Gelernten zu beschäftigen sowie sich auf den Unterricht vorzubereiten. Weitere 
Einzelheiten regelt der Erlass „Hausaufgaben an den allgemein bildenden Schulen“. 
 
4.3  Da die Schülerinnen und Schüler auf selbstständige Entscheidungen über ihren 
Bildungsweg in der gymnasialen Oberstufe oder in berufsbezogenen Bildungsgängen 
vorbereitet werden sollen, müssen sie in zunehmendem Maße an der Unterrichtsplanung 
und  
-gestaltung Anteil haben. Zu Beginn des Schuljahres sind diese mit den Schülerinnen und 
Schülern zu erörtern. Von den Lehrplänen ausgehend, sollen im Unterricht zudem 
fachbezogene und fachübergreifende sowie fächerverbindende Themen von den 
Schülerinnen und Schülern selber gewählt oder eingebracht werden können. 
 
4.4  Zwischen den Klassen eines Schuljahrgangs ist ein annähernd gleicher Leistungsstand 
sicherzustellen. Hierzu sind Absprachen unter der Lehrerschaft ebenso zu treffen wie, bei 
schul- oder schulformübergreifenden Angeboten, eine Abstimmung mit anderen Schulen. 
 
4.5  Die in einer Klasse unterrichtenden Lehrkräfte sind gehalten, den Unterricht in den 
einzelnen Fächern aufeinander abzustimmen und nach Möglichkeit auch fachübergreifend 
und fächerverbindend zu arbeiten. Zudem sind durch schulinterne Absprachen insbesondere 
zu Beginn eines Schuljahres lang- und kurzfristige Unterrichtsplanungen in den einzelnen 
Fächern durchzuführen. 
 
4.6  Die Zusammenarbeit der Lehrkräfte darf sich nicht auf Absprachen über den Unterricht 
beschränken. Sie soll auch die Betreuung der einzelnen Schülerinnen und Schüler und die 
Gestaltung des Schullebens insgesamt einbeziehen. 
 
4.7  Fremdsprachen 
 
4.7.1  Für Schülerinnen und Schüler mit Englisch als erster Pflichtfremdsprache ist in der 
Regel Französisch oder Latein zweite Pflichtfremdsprache. Für Schülerinnen und Schüler, 
die Englisch nicht als erste Pflichtfremdsprache erlernen, ist Englisch zweite 
Pflichtfremdsprache. 
 
4.7.2  Am Unterricht in Griechisch als dritte Pflichtfremdsprache können Schülerinnen und 
Schüler teilnehmen, die Latein als Pflichtfremdsprache erlernt haben. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter kann Ausnahmen zulassen. 
 



4.7.3  Über die Genehmigung zur Einführung anderer Fremdsprachen als erste oder zweite 
Pflichtfremdsprache sowie zur Einführung einer dritten Pflichtfremdsprache entscheidet die 
oberste Schulbehörde. Französisch soll an jedem Standort vertreten sein. An Standorten mit 
ständig zwei oder mehr Klassen im gleichen Schuljahrgang, in denen Englisch erste 
Pflichtfremdsprache ist, soll auch Latein als zweite Pflichtfremdsprache angeboten werden. 
 
4.7.4  Als Wahlfremdsprache können Französisch, Spanisch, Italienisch, Niederländisch, 
Russisch, Griechisch und Latein angeboten werden. Die Einführung anderer als der 
genannten Wahlfremdsprachen ist mit Genehmigung der obersten Schulbehörde zulässig. 
 
4.7.4.1  Schulen, an denen vor Inkrafttreten dieses Erlasses im Schuljahrgang 7 eine im 
Schuljahrgang 5 begonnene andere erste Pflichtfremdsprache als Englisch fortgesetzt 
worden ist, können diese Fremdsprache im Schuljahrgang 5 als Wahlfremdsprache anbieten 
und ab Schuljahrgang 6 als zweite Pflichtfremdsprache fortführen; ansonsten beginnt die 
Wahlfremdsprache im Schuljahrgang 8.  
 
4.7.4.2  In Fremdsprachen können auch Arbeitsgemeinschaften angeboten werden, die in 
einem Schulhalbjahr oder in mehreren aufeinander folgenden Schulhalbjahren in die 
betreffende Sprache oder in verschiedene Sprachen einführen.  
 
4.7.4.3  Wahlfremdsprachenunterricht ab dem Schuljahrgang 8 soll nach Stundentafel 2 in 
Verbindung mit Wahlpflichtfremdsprachenunterricht erteilt werden; bei der Stundentafel 1 
wird er zusätzlich zum Pflichtunterricht erteilt.  
 
4.7.4.4  Die Wahlfremdsprache wird in der Form eines Lehrgangs unterrichtet, so dass der 
Besuch jeweils die Teilnahme in den vorhergehenden Schulhalbjahren zur Voraussetzung 
hat. Die Wahlfremdsprache nach Nr. 4.7.4.1 wird im Schuljahrgang 5 vierstündig, die 
Wahlfremdsprache ab Schuljahrgang 8 zwei-, drei- oder vierstündig erteilt. 
 
4.7.5  In Klassen, in denen fremdsprachig erteilter Unterricht (bilingualer Unterricht) nach 
Nrn. 3.5 und 3.6 angeboten wird, ist dieser in mindestens einem Sachfach zu erteilen. Für 
die Leistungsbewertung im bilingualen Sachfachunterricht sind die fachlichen Leistungen 
entscheidend; die angemessene Verwendung der Fremdsprache einschließlich der 
entsprechenden Fachsprache ist zu berücksichtigen. 
 
Unabhängig von Nrn. 3.5 und 3.6 kann die Schulleiterin oder der Schulleiter auf Vorschlag 
der Fachkonferenz entscheiden, in Sachfächern vorübergehend und zeitlich begrenzt 
geeignete Unterrichtsthemen fremdsprachig zu unterrichten; dabei ist zu gewährleisten, dass 
der Unterricht in dem Sachfach überwiegend in deutscher Sprache erfolgt. 
 
4.8  Abgesehen von der Wahlfremdsprache wird wahlfreier Unterricht im Rahmen der 
verfügbaren Lehrerstunden von der Schule in der Regel ein- oder zweistündig eingerichtet; 
zum wahlfreien Unterricht gehört auch Förderunterricht. Dabei soll sich das Angebot im 
Rahmen der Möglichkeiten der Schule an den Wünschen der Schülerinnen und Schüler 
sowie der Erziehungsberechtigten orientieren. Benachbarte Schulen sollen das Angebot in 
wahlfreiem Unterricht, insbesondere bei Förderunterricht und Arbeitsgemeinschaften, durch 
Kooperation erweitern, sofern die Voraussetzungen hierfür bestehen. 
 
4.9  Für Unterricht mit besonderem Schwerpunkt, Wahlpflichtunterricht sowie wahlfreien 
Unterricht entscheiden sich die Schülerinnen und Schüler selbst. Sie werden dabei von der 
Schule beraten. Die Zustimmung der Erziehungsberechtigten ist erforderlich. 
 
4.10  Abgesehen von der Wahlfremdsprache werden Wahlfächer in thematisch bestimmten 
Schulhalbjahreseinheiten unterrichtet, die in einem didaktischen Zusammenhang stehen 
können. Arbeitsgemeinschaften dauern in der Regel ein halbes Schuljahr und sind im 
Allgemeinen didaktisch voneinander unabhängig. 



 
4.11  In jedem Schuljahrgang soll Projektunterricht gemäß Nr. 4.1 durchgeführt werden, der 
klassenbezogen, schuljahrgangsbezogen, schuljahrgangsübergreifend sowie schul- und 
schulformübergreifend organisiert werden kann. Die Erziehungsberechtigten und 
Schülerinnen und Schüler sollen über die mit dem Projektunterricht verbundenen 
pädagogischen und organisatorischen Fragen rechtzeitig informiert werden; bei der Planung, 
Vorbereitung sowie Durchführung sind die Schülerinnen und Schüler sowie 
Erziehungsberechtigten nach Möglichkeit zu beteiligen. 
 
4.12  In den Schuljahrgängen 5 bis 10 sollen die Schülerinnen und Schüler 
fachübergreifende methodische Kompetenzen erwerben. Hierzu entwickelt die Schule ein 
Medien- und Methodenkonzept. 
 
4.13  Das Gymnasium bereitet die Schülerinnen und Schüler auf das spätere Berufsleben 
vor. Es vermittelt Bildungsinhalte und ermöglicht den Erwerb von Kompetenzen, die zu 
einem Hochschulstudium befähigen und die Voraussetzungen für eine Berufsausbildung 
schaffen. Maßnahmen zur Berufs- und Studienorientierung sind fester Bestandteil des 
gymnasialen Bildungsganges. Dazu gehören u. a. Schülerbetriebspraktika, 
Betriebserkundungen, Schülerfirmen, Unterricht in Kooperation mit berufsbildenden Schulen 
und Hochschulen, berufspraktische Projekte und praxisorientierte Lernphasen. Das 
Gymnasium erstellt dazu ein fächerübergreifendes Konzept und arbeitet dabei mit 
schulischen und außerschulischen Partnern wie berufsbildenden Schulen, Hochschulen, 
Betrieben, der Berufsberatung der Arbeitsagentur und Kammern zusammen. Die 
Schülerinnen und Schüler dokumentieren ihren Berufsorientierungsprozess in geeigneter 
Form. Einzelheiten regelt der Bezugserlass zu m. 
 
Können durch die Zusammenarbeit sächliche Kosten im Sinne von § 113 Abs. 1 NSchG 
entstehen, so bedarf die Vereinbarung nach Satz 5 der Zustimmung der Schulträger der 
beteiligten Schulen. 
 


